
Hunde - Maulkorbzwang und Anleinpflicht 
Regelungsmöglichkeiten der Gemeinden betreffend das freie 
Umherlaufen, sowie die Maulkorbpflicht von großen Hunden, 
sonstigen Hunden und auch Kampfhunden im Gemeindebereich 
und im Einzelfall. 

Beschreibung 
Nach der bestehenden Rechtslage können die Gemeinden gem. Art. 18 
Abs. 1 LStVG zur Verhütung von Gefahren für Leben, Gesundheit, 
Eigentum oder die öffentliche Reinlichkeit durch Verordnung das freie 
Umherlaufen von großen Hunden (als solche können Hunde mit einer 
Schulterhöhe von mindestens 50 cm angesehen werden) und 
Kampfhunden in öffentlichen Anlagen sowie auf öffentlichen Wegen, 
Straßen und Plätzen einschränken. Der räumliche und zeitliche 
Geltungsbereich der Verordnung ist auf die örtlichen Gegebenheiten 
abzustimmen, wobei auch dem Bewegungsbedürfnis der Hunde 
ausreichend Rechnung zu tragen ist. 
 
Die Beschränkung des Art. 18 Abs. 1 LStVG auf große Hunde und 
Kampfhunde trägt dem Umstand Rechnung, dass im Interesse einer 
tierschutzgerechten Haltung Anleinpflichten auf das notwendige Maß 
beschränkt werden müssen. Insoweit wurde berücksichtigt, dass 
Bissverletzungen durch große Hunde und Kampfhunde schwerer sind und 
von Passanten die genannten Rassen auch als bedrohlicher angesehen 
werden. Auch führt die empfundene Bedrohung bei großen Hunden und 
Kampfhunden oftmals - gerade auch bei Kindern - zu einem Fehlverhalten, 
aus dem weitere Gefährdungen resultieren können. 
 
Ein allgemeiner bayernweiter Maulkorbzwang für alle Hunde ist weder in 
den einschlägigen Vorschriften des LStVG noch in der Verordnung über 
Hunde mit gesteigerter Aggressivität und Gefährlichkeit vom 10.07.1992 
vorgeschrieben. 
 
Aufgrund von Art. 18 Abs. 2 LStVG kann jedoch eine entsprechende 
Anordnung eines Maulkorbzwangs, aber auch die Anordnung einer 
Leinenpflicht für jeden Hund (also unabhängig von Rasse und Größe) zur 
Abwehr der in Art. 18 Abs. 1 LStVG genannten Gefahren im Einzelfall von 
der jeweils zuständigen Gemeinde erlassen werden. 

Voraussetzungen 
Prüfung und Erlass einer Verordnung oder einer Einzelfallanordnung durch 
die jeweils zuständige Gemeinde. 


